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0. Einführung 

 

Gewalt gegen Frauen ist in Deutschland kein neues Phänomen. Bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts 

war das Züchtigungsrecht des Mannes ein ausdrücklich verbrieftes Recht  und wurde erst mit der 

Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches im Jahr 1900 aufgehoben. Frauen und Kinder wurden als 

Eigentum betrachtet und als solches behandelt.
1
  

Erst im Zuge der Neuen Frauenbewegung Mitte der 1970er Jahre rückte das Thema ‚Gewalt gegen 

Frauen‘ in Deutschland in den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Betroffene Frauen berichteten erstmals 

offen über ihre Gewalterfahrungen in der Partnerschaft. Begünstigt durch die Arbeit von 

Frauenhäusern und Notrufen büßte die Auffassung, ‚Gewalt im Geschlechterverhältnis sei 

Privatangelegenheit‘ in der Öffentlichkeit zunehmend an Akzeptanz ein.
2
 

Körperliche Gewalt gegen Frauen in Partnerschaften war nun die erste öffentlich wahrgenommene 

Dimension der von der Frauenbewegung aufgedeckten Gewalt im Geschlechterverhältnis. Im Herbst 

1976 wurde das erste Frauenhaus der Bundesrepublik in Berlin eröffnet. Ende der 1990er Jahre 

waren es bereits 387 bundesweit. Somit wurde das Thema Gewalt in der Partnerschaft wesentlich 

enttabuisiert (ebd.). 

Zu den häufigsten Formen der Gewalt gegen Frauen zählen Vergewaltigung, sexuelle Belästigung am 

Arbeitsplatz, Frauenhandel, Gewalt in der Prostitution, sexuelle Gewalt in Institutionen sowie Gewalt in 

Ehe- und Partnerschaftsbeziehungen.
3
 

Im Gegensatz zur Gewalt im öffentlichen Bereich sind die Opfer bei Gewalt in der Familie und im 

sozialen Nahraum überwiegend weiblich. Das verwundert nicht angesichts der Tatsache, dass jede 4. 

Frau in Deutschland im Alter zwischen 16 und 85 Jahren durch aktuelle oder frühere 

Beziehungspartner körperliche Übergriffe ein- oder mehrmals erlebt
4
. Viele Frauen erleben durch ihre 

Ehemänner, Lebensgefährten, ehemalige Partner, Väter oder Söhne die Gewalt als Alltag. Es handelt 

sich dabei in der Regel nicht um Einzeltaten. Gewaltbeziehungen unterliegen vielmehr oft einem 

typischen, wiederkehrenden Muster - dem dynamischen Gewaltkreislauf. Wiederholungen sind der 

Regelfall. 

Die Gewalt unterscheidet nicht zwischen Bildung oder „sozialer Schicht“. Potentiell kann JEDE/R von 

häuslicher Gewalt betroffen sein. 

 

Unter dem Begriff häusliche Gewalt ist jede Art „der physischen, sexuellen, psychischen, sozialen und 

emotionalen Gewalt,… zwischen erwachsenen Menschen … in nahen Beziehungen … in ehelichen 

und nichtehelichen Lebensgemeinschaften, aber auch anderen Verwandtschaftsbeziehungen“ zu 

verstehen
5
. Die häusliche Gemeinschaft ist durch die „tatsächliche Unmöglichkeit“, sie ohne 

beträchtlichen Aufwand zu verlassen, geprägt. Hinzu kommen die Gewalthandlungen nach Trennung. 

 

Anders als bei einem Streit geht es bei Gewalt im sozialen Nahraum immer um die Ausübung von 

Macht und Kontrolle. Es herrschen oder entwickeln sich Über- bzw. Unterordnungsverhältnisse. 

Stärkere verletzen, demütigen und erniedrigen Schwächere, setzen sich und ihre Interessen mit 

Gewalt durch. Bei Gewalt in Trennungssituationen kommen darüber hinaus Rache und 

Vergeltungswünsche für ein angeblich erlittenes Unrecht hinzu. Soziale Isolation, Einschüchterung 

und zunehmende Gewalt führen dazu, dass es immer schwerer wird, sich zur Wehr zu setzen und 

Wege aus der Gewaltbeziehung zu finden. Zur Gefahr des Gewalterlebens in Trennungssituationen 

kommt die Gefahr hinzu, Stalking-Opfer zu werden. Den größten Teil der Gruppe der Stalker macht 

der Ex-Partner-Stalker (49 %) aus.   

Ziel der Beratung von Stalking-Betroffenen ist die Vermittlung von Handlungskompetenzen und 

Informationen. Besonders wichtig ist die damit einhergehende Stabilisierung und Stärkung der 

                                                
1
 Vgl. Bei aller Liebe … Gewalt im Geschlechterverhältnis. Frauen helfen Frauen e. V. Lübeck . Eine Kongressdokumentation. 

Bielefeld 2000 
2
 Schäfer, R.: Demokratisierung der Geschlechterverhältnisse. Die politischen Strategien der Neuen Frauenbewegung gegen 

Gewalt. Kleine Verlag. Bielefeld 2001. 
3
 Brückner, M.: Wege aus der Gewalt gegen Frauen und Mädchen. Eine Einführung. Fachhochschulverlag. Frankfurt a. M. 2002 

4
 „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ hrsg. BMFSFJ 11018 im Sommer 2004  

5
 Berliner Initiative gegen Gewalt gegen Frauen (BIG): Berliner Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt. Ein neuartiges 

Projekt gegen Männergewalt an Frauen stellt sich vor. Alte Ziele auf neuen Wegen. Berlin 2002 
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Betroffenen. Da die Sicherheit der Betroffenen oberste Priorität hat, geht es auch hier vorrangig um 

Gefährdungsprognosen und Sicherheitsplanung. 

 

In zivilrechtlicher Hinsicht verbessert in Deutschland seit dem 01.01.2002 das Gewaltschutzgesetz
6
 

den Schutz der Opfer vor häuslicher Gewalt.  

Daneben hat die Polizei in Mecklenburg-Vorpommern seit Oktober 2001 die Möglichkeit, den 

Gewalttäter bei häuslicher Gewalt unabhängig von den bestehenden Eigentums- oder 

Besitzverhältnissen aus der Wohnung zu weisen und ihm ein Rückkehrverbot für bis zu 14 Tage zu 

erteilen. Das 14tägige Betretungsverbot ermöglicht den Opfern in einer Ruhephase über weitere 

Schritte ihrer Lebensplanung nachzudenken.  

 

Für einen umfassenden Schutz des Opfers werden dem Täter die Wohnungsschlüssel abgenommen 

und er erhält noch während des Polizeieinsatzes die Möglichkeit, Sachen des persönlichen Bedarfs 

mitzunehmen um dem Opfer eine weitere Konfrontation mit dem Täter zu ersparen.  

Außerdem kann ein polizeiliches Aufenthaltsverbot für Orte wie z.B. die Kindertagesstätte, die Schule 

der Kinder oder den Arbeitsplatz des Opfers ausgesprochen werden, damit das Opfer auch dort vor 

weiterer Gewalt geschützt ist. Die Polizei kontrolliert die Einhaltung ihrer Maßnahmen.  

Bei Verstoß gegen eine polizeiliche Verfügung wie z.B. gegen die Wegweisung oder das 

Betretungsverbot drohen dem Gewalttäter 500 € Zwangsgeld oder Ersatzzwangshaft (sofern das 

Zwangsgeld nicht beigetrieben werden kann). Ungeachtet dessen besteht die jederzeitige Möglichkeit 

für die Polizei, den Täter erneut der Wohnung zu verweisen.  

Durch das Gewaltschutzgesetz (GewSchG) und die polizeirechtlichen Möglichkeiten verfolgen der 

Bund und die Länder in erster Linie die Beendigung bzw. Unterbrechung des o.g. Gewaltkreislaufes. 

Dies gilt vor allem dann, wenn sich die Opfer nicht eigenständig ohne fremde Hilfe aus den 

Gewaltbeziehungen lösen können. Die Trennung von einem gewalttätigen Partner, Kind oder Elternteil 

fordert dem Opfer erhebliche Eigenmotivation und Energie ab. Viele Opfer häuslicher Gewalt 

benötigen dazu Beratung, Hilfe und Unterstützung verschiedenster Art. Ein multiprofessioneller Ansatz 

ist hier von hoher Wichtigkeit. 

Aus diesem Grund ist durch die gesetzliche Regelung des § 41 Abs. 1, S. 2 SOG M/V sichergestellt, 

dass die Polizeibeamten in Mecklenburg-Vorpommern die Mitarbeiterinnen der jeweils zuständigen 

Interventionsstelle als Partnerin der Gefahrenabwehr über polizeiliche Einsätze bei häuslicher Gewalt 

oder diesbezüglich erstattete Strafanzeigen informieren. Dies ermöglicht es den Mitarbeiterinnen der 

Interventionsstellen, den  Opfern durch den sog. „pro-aktiven-Ansatz“ (zugehender Ansatz) ihre 

Unterstützung anzubieten und über rechtliche längerfristige Möglichkeiten nach dem GewSchG zu 

informieren. 

Voraussetzung für den vom Bundesgesetzgeber vorgesehenen längerfristigen Schutz nach dem 

GewSchG ist, dass Opfer über ihre rechtlichen, persönlichen und finanziellen Möglichkeiten Bescheid 

wissen. 

An diesem Punkt setzt die Interventionsstelle mit ihrer pro-aktiven Arbeit und dem Angebot der 

psycho-sozialen und rechtlichen Unterstützung in der Krise an. 

 

 

1. Allgemeines zur Interventionsstelle Stralsund 

 

1.1. Entstehung 

Mit der Verabschiedung des Landesaktionsplanes 2001 wurde in Mecklenburg-Vorpommern 

beschlossen, flächendeckend staatlich anerkannte Stellen als Schutzeinrichtungen für Opfer 

häuslicher Gewalt - die Interventionsstellen – einzurichten.  

Die Interventionsstelle nahm am 01.10.2001 ihre Arbeit auf. Ihr örtlicher Arbeitsbereich  orientiert sich 

an dem Polizeidirektionsgebiet Stralsund und erfasst die Hansestadt Stralsund, die Insel Rügen und 

den Landkreis Nordvorpommern.
7
 

                                                
6
 Gesetz zur Verbesserung des zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der Ehewohnung bei 

Trennung“ (GewSchG) vom 11.12.2001 (BGBl 1 S.3513)   
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Neben dem Landesaktionsplan ist  weitere Arbeitsgrundlage die Verwaltungsvorschrift der 
Parlamentarischen Staatssekretärin für Frauen- und Gleichstellung der Landesregierung M-V vom 
03.02.2010 zur Anerkennung von Interventionsstellen gegen häusliche Gewalt und Stalking in M-V, 
welche als notwendige Folge des sogenannten Stalking-Erlass des Innenministeriums vom 
12.11.2009 neu definiert wurde. Diese Verwaltungsvorschrift stellt fest, dass „eine anerkannte 
Interventionsstelle … eine ‚Stelle außerhalb der öffentlichen Verwaltung‘ im Sinne von § 41 Absatz 1, 
S. 2 Sicherheits- und Ordnungsgesetzes M/V“ ist und in Konsequenz dessen von der Polizei im 
Rahmen der Gefahrenabwehr Daten übermittelt bekommen darf.

8
  Aufgrund dieser neuen 

Anerkennung ist sichergestellt, dass auch die Weitergabe personenbezogener Daten von 
Stalkingopfern an die Interventionsstellen Datenschutzrichtlinien entspricht. Die Interventionsstelle 
Stralsund ist seit dem 09.04.2002 eine solche anerkannte Interventionsstelle und fungiert seit dieser 
Zeit  somit als Bindeglied zwischen polizeilichen, zivil- und strafrechtlichen Schutzmaßnahmen. 
 

1.2. Träger 

Seit dem 01.05.2008 ist der Verein Frauen helfen Frauen e.V. Rostock, Ernst-Haeckel-Straße 1 in 

18059 Rostock, Telefon: 0381 / 4 40 30 77, Träger der Interventionsstelle Stralsund. 

 

1.3. Finanzierung 

Die Interventionsstelle Stralsund wird als anerkannte Interventionsstelle durch das Land Mecklenburg-

Vorpommern nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Frauen-

häusern und Beratungsstellen für Opfer sexualisierter und häuslicher Gewalt, Interventionsstellen, 

einer Koordinierungsstelle und Männerberatungsstellen (Verwaltungsvorschrift der Parlamentarischen 

Staatssekretärin für Frauen und Gleichstellung vom 01. Januar 2009)
9
 fest und durch Einnahmen der 

Interventionsstelle aus Honoraren für überregionale Fortbildungsveranstaltungen, Buß- und 

Spendengeldern finanziert.  

 

1.4. Mitarbeiterinnen 

 

   
Hanka Schmidt   Ina Pellehn    Marina Hülsebus  

Dipl. Sozialpädagogin   Dipl. Sozialpädagogin   Volljurist in 

Leitung und Erwachsenenberatung Kinder- und Jugendberatung                  Erwachsenenberatung 

seit 01.09.2005    seit 01.05.2008    vom 01.08.2009 – 30.11.2010    

in der Interventionsstelle    in der Interventionsstelle                      in der Interventionsstelle  

                  (Elternzeitvertretung) 

        

 

 

 

                                                                                                                                                   
7
 Die Gründung von Interventionsstellen war als Begleitmaßnahme unseres Bundeslandes zum GewSchG und dem Gesetz über die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung in Mecklenburg-Vorpommern (Sicherheits- und Ordnungsgesetz – SOG M-V - in Kraft seit 30. 10.2001 vgl. GS M/V Gl. Nr. 2011 – 1, 
insbesondere § 52 Abs. 2 u. 3 sowie § 41 Abs. 1 SOG M-V Sicherheits- und Ordnungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (SOG M-V))zu verstehen. 
8
 VV M/V Nr. 2011-5 

9
 http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/fg/Rechtsvorschriften/index.jsp 
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1.5. Räume 

Die Beratungszimmer befinden sich im Gebäude der A.I.U. im Carl-Heydemann-Ring 55 in 18437 

Stralsund. Auf Grund der flexiblen Reaktion mit Krisenintervention gibt es keine festen Bürozeiten. 

Termine werden nach individueller Vereinbarung getroffen. 

 

1.6. Arbeitsauftrag der Zuwendungsgeberin
10

 

Der örtliche Arbeitsbereich der Interventionsstelle Stralsund ist das Gebiet der Polizeidirektion 

Stralsund mit einer Einwohnerzahl von insgesamt 232.568 (2.133 weniger Einwohner als im Jahr 2008 

und 7.085 weniger als 2006) auf einer Fläche von 3.185 km
2
. Auf der Insel Rügen leben 68.126 

Einwohner auf einer Fläche von  975 km
2
, im Landkreis Nordvorpommern 106.664 Einwohner auf  

einer Fläche 2.171 km
2
 und in der Hansestadt Stralsund  57.778 Einwohner auf einer Fläche von 39 

km
2
 
11

. 

Zielgruppen waren im Jahr 2010 zumeist misshandelte Frauen und ihre Kinder vorwiegend nach 

Polizeieinsätzen. Durch häusliche Gewalt und Nachstellung (Stalking) geraten die Betroffenen in 

besondere Notsituationen. Es ist die Aufgabe der Gesellschaft, diesen Menschen Hilfe bereitzustellen. 

Die Interventionsstelle Stralsund sichert die Kooperation und Vernetzung aller bei häuslicher Gewalt 

involvierten, staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen. Mit ihrer Hilfe wird die für eine effektive 

Zusammenarbeit notwendige Überwindung der durch unterschiedliche Arbeitsaufträge, Arbeitsweisen, 

Trägerschaften und Verantwortlichkeiten entstehenden Schwierigkeiten erreicht. 

Die Interventionsstelle fordert täterbezogene Interventionen ein und berät die Betroffenen im pro-

aktiven Ansatz. Damit die Opfer häuslicher Gewalt und Stalking die vorhandenen Möglichkeiten des 

Polizeirechts, des Straf- und Zivilrechts besser für sich nutzen können, benötigen sie Unterstützung 

und Beratung. Die Interventionsstelle Stralsund bietet ihnen Krisenintervention, Beratung und 

Begleitung an. Sie unterstützt die Opfer u.a. bei der Inanspruchnahme der Möglichkeiten des 

Gewaltschutzgesetzes zu ihrem langfristigen Schutz. 

Durch Beratung und Fortbildung der MitarbeiterInnen der mit häuslicher Gewalt befassten Institutionen 

und durch Öffentlichkeitsarbeit gegen häusliche Gewalt trägt sie zur Sensibilisierung für dieses 

Gewaltfeld bei. 

 

 

2. Beratungsarbeit 

 

2.1. Allgemeines 

Den Gewaltkreislauf in der Familie zu durchbrechen ist vorrangiges Ziel der Interventionsstelle. Sie 

übernimmt parteilich Position gegen Gewalt und für die Opfer. Sie unterstützt die Opfer und hilft, 

effektiv gegen Gewalt vorzugehen bzw. diese zukünftig möglichst zu verhindern. Im Jahr 2010 wurden 

den Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle Stralsund insgesamt 372 Opfer häuslicher Gewalt und 

Stalking bekannt.  

Bei den 42 uns bekannt gewordenen Stalking-Opfern handelt es sich überwiegend um Ex-Partner-

Stalking (85,7 %). Erfolgt das Stalking von ehemaligen Ehe- und Lebenspartnern innerhalb von sechs 

Monaten nach Ende der Beziehung, wird es als häusliche Gewalt betrachtet und wird somit der 

Interventionsstelle gemeldet. Findet das Stalking nach einem längeren Zeitraum als diesen sechs 

Monaten statt, muss das Opfer sich mit der Datenweitergabe an eine Fachberatungsstelle 

einverstanden erklären.
12

 In nur zwei Fällen war der Stalker dem Opfer unbekannt, jeweils einmal war 

es der Exfreund der Schwester, der Nachbar, ein Bekannter und ein abgewiesener Liebhaber. Der 

typische Stalker war männlich (97,6 %), zwischen 28 und 40 Jahre alt (35,7 %) und Deutscher (95,2 

%). Diese Zahlen spiegeln die deutschen Studien zum Thema wieder. Der Anteil der Anträge auf ein 

Kontakt- und Näherungsverbot nach dem Gewaltschutzgesetz betrug 28,6 %. 

                                                
10

 vgl. u.a. Verwaltungsvorschrift der Parlamentarischen Staatssekretärin für Frauen und Gleichstellung  vom 03. Februar 2010 

zur Anerkennung von Interventionsstellen gegen häusliche Gewalt und Stalking in Mecklenburg-Vorpommern sowie Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Frauenhäusern  und Beratungsstellen für Opfer sexualisierter und 
häuslicher Gewalt, Interventionsstellen, einer Koordinierungsstelle und Männerberatungsstellen vom 01.01.2009 
11

 Zahlen dem Jahrbuch des Statistischen Amt Mecklenburg-Vorpommern entnommen; Stand: 31.12.2009 
12

 Vgl. Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums Mecklenburg-Vorpommern Erläuterungen zum Gesetz zur Strafbarkeit 
beharrlicher Nachstellungen (Stalking-Eerlass) vom 12.11.2009 



 

 

7 

Vorjahresvergleich: 

 
 

2010 wurden 311 KlientInnen durch die Polizei an die Interventionsstelle gemeldet und 61 KlientInnen  

suchten von sich aus Rat und Unterstützung in der Interventionsstelle. Die 61 SelbstmelderInnen 

haben von der Interventionsstelle auf verschiedenste Weise erfahren. Zum großen Teil waren wir 

ihnen aus früheren Polizeieinsätzen oder durch veröffentlichtes Infomaterial bekannt. Die Betroffenen 

wurden aber auch durch die Polizei, andere soziale Einrichtungen, das Jugendamt, 

RechtsanwältInnen, ÄrztInnen,  Freunde oder  Familienangehörige auf uns aufmerksam.  

Diese Zahlen machen deutlich, dass die Polizei für die Interventionsstelle  wichtigster 

Kooperationspartner ist.  

Von den uns bekannt gewordenen männlichen Opfern waren uns einige bereits als Täter früherer 

Delikte bekannt. Hier war es dann so, dass die jetzige Täterin vorher das uns bekannt gewordene 

Opfer war. So muss festgestellt werden, dass das im konkreten Einzelfall betroffene Opfer nicht 

zwangsläufig auch die Person sein muss, die allgemein als Opfer innerhalb der Beziehung angesehen 

werden kann. Auf 43 männliche Opfer kamen 29 weibliche Täterinnen. Selbst diese richteten ihre 

Gewalt nicht zwangsläufig gegen ihren Partner sondern u. a. gegen Schwester, Mutter, Tochter oder 

Sohn. Somit kann u. a. männliche Gewalt gegen ein männliches Opfer (Bruder - Bruder, Vater – Sohn) 

den Anstieg der männlichen Opfer erklären. 

In strafrechtlicher Hinsicht bewegt sich der Deliktsrahmen von Sachbeschädigung über 

Hausfriedensbruch, Nachstellung, Nötigung und Beleidigung bis hin zu gefährlichen und schweren 

Körperverletzungen sowie Sexualdelikten.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Polizeieinsätze  231  187 234 254 279 295 319 311 

SelbstmelderInnen  46 48 60 122 113 132  66 61 

Gesamt 115 277 235 294 376 392 427 385 372 
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Gesamtfallzahlen (n=372) nach Polizeirevieren:  

 

 
 

Hinsichtlich der gemeldeten Polizeieinsätze bzw. der vermittelten KlientInnen nach erfolgter 

Anzeigenaufnahme (n= 311) sowie der Selbstmeldungen der Opfer in der Interventionsstelle (n = 61) 

gestaltete sich die örtliche Verteilung im Jahr 2010 wie folgt: 

 

 
 

Obwohl in der Hansestadt Stralsund im Verhältnis zu den beiden Landkreisen die wenigsten 

Menschen leben, wurden auch in diesem Jahr aus dem Stadtgebiet die meisten Fälle bekannt. 

Nach der bereits in der Einleitung erwähnten repräsentativen Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen 

in Deutschland
13

 haben rund 25 % der in Deutschland lebenden Frauen Formen körperlicher oder 

sexueller Gewalt (oder beides) durch aktuelle oder frühere Beziehungspartner oder -partnerinnen 

erlebt.  

Dies lässt den Schluss zu, dass das Dunkelfeld in ländlichen Gebieten der PD Stralsund größer als 

das im Stadtgebiet Stralsund ist.  

Gründe dafür könnten zum einen in der räumlichen Nähe zu Fremden, sog. Hörzeugen, in der Stadt 

liegen, die nach dem Hören von Kampfgeräuschen oder lauten Schreien aus der Nachbarwohnung 

die Polizei alarmieren.  

                                                
13

 „Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland“ hrsg. BMFSFJ 11018 im Sommer 2004  
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Dagegen kann das Einschreiten von Fremden im ländlichen Bereich mangels Kenntnis oder 

Wahrnehmung ausbleiben.  

Zum anderen gibt es im ländlichen Bereich teilweise Sozialverbände, die aus unterschiedlichsten 

Beweggründen heraus „ihre Angelegenheiten unter sich klären“, ohne die Polizei als Staatsgewalt 

hinzuzuziehen.  

Bei manchen Opfern besteht die Befürchtung, dass es im Falle eines Notrufes zu lange dauere, bis 

Hilfe von außen eintrifft.  

Ferner fürchten die Opfer sich beispielsweise vor Repressalien durch den Täter bis die Polizei vor Ort 

eingetroffen bzw. wenn diese wieder weg ist. 

Die Schilderungen negativer Erfahrungen aus früheren oder aktuellen Einsätzen durch die KlientInnen 

wurden weniger, aber es gibt sie noch. So schätzten die Beamten vor Ort z. B. ein, dass polizeiliche 

Schutzmaßnahmen, wie zum Beispiel eine Wegweisung, nicht erforderlich seien, da der Täter „ruhig 

und gefasst wirkte“ oder „sich kooperativ“ zeigte und die Polizei weitere Gewalteskalationen nicht 

befürchte. Aber auch die Aussage „das ist ihre Privatangelegenheit, das müssen sie selber klären“ 

bekamen Klientinnen zu hören. Die Opfer fühlten sich dann allein gelassen und im Nachhinein in 

größerer Gefahr, da ihnen nun Repressalien seitens des noch immer anwesenden gewalttätigen 

Partners drohten. Wurden die Opfer in dem Glauben bestärkt, dass Partnerschaftsgewalt Privatsache 

sei und man diese nur selber lösen könne, war es auch für die Interventionsstelle schwierig 

Unterstützung anzubieten, da die Betroffenen nicht an Hilfe von außen glauben wollten. 

Viele Opfer schildern aber auch die Einfühlsamkeit der BeamtInnen und fühlen sich mit ihrer Angst 

ernst genommen.  

Die Polizei übergab die notwendigen Daten in der Regel zeitnah an die Interventionsstelle. Die 

Datenübermittlung erfolgte per Fax oder E-Mail. In Fällen, die eine erweiterte Information bedurften, 

kam es in der Regel zu einer Vorabinformation des Revierleiters. 

 

2.2. Pro-aktive Kontaktaufnahme 

2010 haben sich, wie eingangs bereits ausgeführt, 61 KlientInnen selbst bei der Interventionsstelle 

gemeldet. Zu 31 Betroffenen haben die Mitarbeiterinnen keinen Kontakt aufgenommen. Keine 

Kontaktaufnahme erfolgte zum Beispiel, wenn es sich bei dem Opfer um ein Kind handelte, dem 

Gewalt durch die Eltern widerfahren ist. In letztgenannten Fällen ist das Jugendamt originär zuständig 

und wurde dann bereits durch die Polizeibeamten informiert.  

Die verbleibenden 280 Betroffenen wurden unserem Arbeitsauftrag entsprechend pro-aktiv kontaktiert. 

Die pro-aktive Kontaktaufnahme erfolgte in der Regel telefonisch (in 209 Fällen, was 74,5 % 

entspricht). Es wurden generell mehrere Kontaktversuche unternommen. 

Sofern die telefonische Kontaktaufnahme mangels Telefonnummer oder fehlender Erreichbarkeit nicht 

möglich war, wurde ein Schreiben mit einer Kurzvorstellung der Beraterin, der Interventionsstelle und 

den wichtigsten rechtlichen Informationen verbunden mit der Bitte um Rückruf zur Vereinbarung eines 

Termins zur Beratung an die Betroffenen gesandt (64 mal). Die Stralsunder Opfer wurden mit diesem 

Schreiben bereits in die Interventionsstelle zu einem Beratungsgespräch mit Terminvorschlag 

eingeladen. 

Die Erreichbarkeit auf der Insel Rügen und im Landkreis Nordvorpommern stellte immer dann ein 

Problem dar, wenn Opfer kein Telefon besaßen bzw. in abgelegenen Orten lebten.  

Aufsuchende Erstkontakte waren auf Grund der mitunter langen Anfahrtswege und -zeiten und der 

Wahrscheinlichkeit, das Opfer nicht anzutreffen, nur  in Ausnahmefällen (7 mal) möglich. 

Die schriftliche und die unangekündigte aufsuchende Kontaktalternative bestätigten sich als  nicht so 

erfolgreich wie die telefonische Kontaktaufnahme. Einige Opfer machen von dem schriftlich 

unterbreitetem  Gesprächs- und Beratungsangebot keinen Gebrauch, aufgesuchte Opfer wurden 

durch die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle meist nicht angetroffen.  

Den Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle ist in 203 von 280 gemeldeten Fällen (= 72,5 %) die 

Kontaktaufnahme schriftlich, telefonisch oder aufsuchend gelungen. Im Jahr 2009 konnten  ebenfalls 

203 KlientInnen (66,1 %) und im Jahr 2008 243 Klientinnen (damals 70,8%) erreicht werden. Dieser 

Anstieg in 2010 ist vermutlich damit zu begründen, dass wir personell fast konstant besetzt waren, 

während 2009 eine Mitarbeiterin über 4 Monate allein in der Interventionsstelle war. 
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Kontaktaufnahme gelungen: 

 

 
 

2.3. Beratungsverlauf und -inhalt 

Die Beratungen wurden telefonisch, schriftlich und persönlich/aufsuchend als Krisenberatung 

angeboten und durchgeführt. Die Mitarbeiterinnen haben 690 Beratungen telefonisch, persönlich in 

der Interventionsstelle oder aufsuchend durchgeführt. Wenn man bedenkt, dass 264 KlientInnen 

beraten wurden, entspricht das einem Durchschnitt von 2 bis 3 Beratungen pro KlientIn, was dem 

Auftrag der Krisenintervention angemessen ist. Darüber hinaus wurden auch Informations- und 

Kurzgespräche mit KooperationspartnerInnen geführt und KlientInnen weitervermittelt. 

Nach wie vor mussten die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle mit ihren Privatfahrzeugen zu den 

Opfergesprächen fahren. Im Jahr 2010 liefen die Privatfahrzeuge 8.666 km für die berufliche Tätigkeit 

der Mitarbeiterinnen der Interventionsstellen - ohne Kinder- und Jugendberatung.  Die Möglichkeit der 

Beratung in den Räumen der Interventionsstelle nahmen die Opfer 112 mal wahr. Überwiegend sind 

es zum einen die SelbstmelderInnen, die direkt in die Interventionsstelle kommen, um sich beraten zu 

lassen, zum anderen sind es überwiegend Stralsunder Opfer, denen im Erstbrief ein Beratungstermin 

in der Interventionsstelle vorgeschlagen wird sowie KlientInnen, mit denen telefonisch ein 

Beratungstermin vereinbart wurde. Opferberatung machte den größten Anteil unserer Arbeit aus. 

Opfer, die durch die Polizei, andere Einrichtungen oder Institutionen vermittelt wurden, benötigten im 

Vergleich mehr Zeit für ihre Entscheidungen bezüglich der Neuplanung ihrer Lebensperspektive als 

die SelbstmelderInnen. Der nachfolgend dargestellte Ablauf ist beispielhaft. 

 

2.3.1. Beratungsbeginn  

Eine Beratung beginnt damit, dass die Beraterin zunächst sich selbst und im Anschluss daran die 

Einrichtung mit ihren Aufgaben und Prinzipien (u.a. Vertraulichkeit, Loyalität, Kostenfreiheit) vorstellt. 

Wichtig  und unerlässlich ist dabei das Schaffen einer vertrauensbildenden Situation als 

Beratungsgrundlage.  

 

2.3.2. Sicherheitsplan 

Anschließend wird die aktuelle Situation geklärt (wie geht es dem Opfer, was befürchtet es, wird sich 

der Mann/die Frau an die Wegweisung halten u.a.). 

Ausgehend von den Ängsten und Befürchtungen des Opfers wird ein individueller Sicherheitsplan 

erstellt. Dazu werden Fragen nach Waffen des Täters, Hilfe-, Begleit- und Fluchtmöglichkeiten gestellt 

und Lösungen ausgearbeitet (z.B.: welche anderen Personen benötigen Schutz; hat das Opfer ein 

Handy; braucht das Opfer aus Angst, in der Wohnung/dem Haus zu bleiben, eine andere Unterkunft 

(evtl. Frauenschutzhaus); welche Sicherheitsvorkehrungen gibt es in der Wohnung, um ein 

unerlaubtes Eindringen des Täters zu verhindern; wer hilft im Notfall; Notfallkoffer und Fluchtplan). 
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2.3.3. Gefährdungsprognose  

Damit korrespondierend wird versucht, eine Prognose zum Gefährdungsgrad des Opfers und zur 

Gewaltbereitschaft des Täters zu stellen. Dazu erfragen die Beraterinnen zunächst die Geschichte der 

Gewalt. Die Prognose fällt positiv aus, wenn es insbesondere in der Vergangenheit gegenüber dem 

Opfer und den Kindern zu schwerer Gewalt mit ernsthaften bzw. lebensbedrohlichen Verletzungen 

gekommen ist. Weitere Indikatoren sind vorausgegangene rechtliche Sanktionen (insbesondere 

Vorstrafen), Drohungen oder andere psychische Gewaltformen gegenüber dem Opfer, Suchtprobleme 

sowie Waffenbesitz und Kampfsportarten. 

 

2.3.4. Zivil- und strafrechtliche Möglichkeiten 

Einen weiteren großen Schwerpunkt der Beratung bilden die Informationen über zivil- und 

strafrechtliche Möglichkeiten. Insbesondere wird über die einstweiligen zivilrechtlichen 

Schutzanordnungen und den Gang eines eventuell anstehenden Strafverfahrens mit den 

entsprechenden Möglichkeiten der Beteiligung des Opfers (Nebenklage, ZeugInnen) beraten. Es wird 

die Unterstützung und Begleitung bei evtl. Antragstellungen und Verfahren wiederholt angeboten und 

bei Bedarf geleistet. Im Jahre 2010 nutzten wiederum viele KlientInnen die zur Verfügung stehenden 

zivilrechtlichen Schutzmöglichkeiten des Gewaltschutzgesetzes bzw. auch des Bürgerlichen 

Gesetzbuches (BGB). Sind Opfer und Täter miteinander verheiratet, steht dem Opfer häuslicher 

Gewalt neben dem Gewaltschutzgesetz für die Zeit des Getrenntlebens auch nach § 1361 b BGB die 

Möglichkeit einer Wohnungszuweisung zur Verfügung, über die – wie bei Anträgen nach dem 

Gewaltschutzgesetz seit Inkrafttreten des FamFG zum 01.09.2009 -  durch einen familiengerichtlichen 

Beschluss in einem Eilverfahren entschieden wird. Zum Schutze des Kindes kann eine gleichlautende 

Schutzanordnung nach den §§ 1666, 1666a BGB ergehen. 

 

Beantragung von Schutzanordnungen:  

 

 
 

Damit haben nach unserer Kenntnis 14,5 % (im Vorjahr waren es 12,2 %) der uns bekannt 

gewordenen Opfer häuslicher Gewalt (n=372) eine zivilrechtliche Schutzanordnung für sich oder Ihre 

Kinder in Anspruch genommen.  

Im landesweiten Vergleich wurde in 10,2 % der Fälle in Mecklenburg-Vorpommern im Jahre 2010 eine 

zivilrechtliche Schutzanordnung beantragt. 

Beschränkt man die Auswertung auf die durch uns beratenen KlientInnen, erhöht sich der Anteil derer, 

die eine zivilrechtliche Schutzanordnung erlangten, auf 21,6 % (bei n=264). 
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Dass hier „nur“ ca. ein Fünftel der KlientInnen zivilrechtliche Schutzanordnungen beantragten, liegt  

unter anderem darin begründet, dass es sich in 105 Fällen um Ex-Partnergewalt oder um Gewalt 

zwischen früher zusammenwohnenden Familienangehörigen handelte und eine räumliche Trennung 

somit meist schon gegeben war. 

Nicht immer haben die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle Kenntnis von der Beantragung einer 

Schutzanordnung, da es sich um Kurzzeitberatung handelt und die Opfer anschließend im Rahmen 

des follow-up nicht in jedem Falle erreichbar waren. Der Anstieg der Schutzanträge im Bereich 

Stralsund kann u. a. mit dem wachsenden Bewusstsein der Opfer für das Unrecht und die Strafbarkeit 

des Stalkings zu erklären sein. Während Opfer sich viele Jahre diesem Nachstellen und Verfolgen 

machtlos gegenübersahen, wächst nun seit Einführung des Stalking-Paragraphen der Mut der Opfer, 

gerichtliche Hilfe auch gegen solche Täter in Anspruch zu nehmen. 

 

2.3.5. Perspektivklärung 

Den Abschluss der Beratung bildet die Klärung, wie das Opfer in Zukunft weiter leben will. Wie auch in 

den anderen Beratungsaspekten ist dabei der Wille des Opfers als maßgebliches Kriterium 

wegweisend.  

Es werden weitergehende Hilfemöglichkeiten, wie anschließende Beratungsmöglichkeiten, gerichtliche 

und / oder behördliche Schritte und Sicherheitsplanungen für die Zukunft erörtert. 

 

2.3.6. Weitervermittlung 

Gegebenenfalls schließt daran eine Weitervermittlung an speziellere oder längerfristige 

Unterstützungseinrichtungen an, wie zum Beispiel an die regionalen Frauenschutzhäuser, die Kontakt- 

und Beratungsstelle Rügen oder andere spezialisierte Beratungsstellen oder soziale Einrichtungen 

(Erziehungs-, Familien- und Lebensberatungsstellen, Schwangerschaftskonfliktberatungsstelle, 

Weißer Ring  etc.) sowie an Einrichtungen des Gesundheitswesens (z. B. PsychotherapeutInnen, 

Sozial-Psychiatrischer Dienst etc.). 

Wir vermitteln die Opfer an regional ansässige AnwältInnen, wobei sich eine enge Kooperation mit 

entsprechend sensibilisierten AnwältInnen entwickelt hat. Wir bereiten die Opfer auf die 

verschiedenen Besprechungen vor und begleiten sie, wenn sie es wünschen, zu den jeweils 

empfohlenen Einrichtungen.  

Sofern im Haushalt des Opfers Kinder leben erfolgt eine gleichzeitige Weitervermittlung an die Kinder- 

und Jugendberatung der Interventionsstelle, welche eine spezialisierte Beratung zum Erleben 

häuslicher Gewalt für die Kinder und Jugendlichen anbietet.  

 

2.3.7. Follow up 

Im Rahmen des sog. „Follow-up-Termins“ nehmen die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle nach 

ca. 1 bis 2 Monaten noch einmal Kontakt zu den bereits beratenen Opfern auf, um die derzeitige 

Situation zu erfragen. Bei Bedarf erfolgen nochmals Beratungen und Unterstützungen.  

 

2.4. Betroffene Kinder und Kinder- und Jugendberatung  

Zeugen der Misshandlung der Mutter zu werden, heißt nicht nur, dass Kinder die Gewalt mit ansehen. 

Kinder erleben die Gewalt gegen die Mutter durch deren Partner häufig, indem sie mit anhören, was 

hinter der Tür geschieht. Gerade wenn die Kinder nicht im Zimmer anwesend sind oder die 

Misshandlung zur Nachtzeit stattfindet, wird häufig noch geglaubt, dass die Kinder von der Gewalt in 

der Partnerschaft nichts mitbekommen. Werden Kinder allerdings befragt, können sie oft sehr 

detailliert ihre Erinnerungen wieder geben.
14

 

 

 

 

 

                                                
14

 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Materialien zur Gleichstellungspolitik. Sorge- und 
Umgangsrecht bei häuslicher Gewalt: Aktuelle rechtliche Entwicklungen, wissenschaftliche Erkenntnisse und Empfehlungen. Nr. 
90/2002. 
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In der folgenden Tabelle sind die Zahlen der betroffenen Kinder und Jugendlichen im Jahresvergleich 

ersichtlich: 

Jahr 2006 2007 2008 2009 2010 

KlientInnen gesamt 376 392 427 385 372 

KlientInnen mit Kindern 221 200 211 180 172 

Anzahl betroffener Kinder / Jugendlicher gesamt  266 305 382 281 274 

 
 
2.4.1. Betroffene Kinder  

Das Wissen um die kurz- und langfristigen Auswirkungen auf Kinder allein schon durch das Erleben 

häuslicher Gewalt lässt uns von einer Gefährdung des Kindeswohls ausgehen.  

In den 2010 der Interventionsstelle bekannt gewordenen 372 Fällen lebten 274 Kinder in 172 (46,2 %) 
Familien, die von der häuslichen Gewalt direkt oder indirekt betroffen waren. In der folgenden Grafik 
ist die Altersverteilung dargestellt. 
 
Altersverteilung der Kinder:  
 

 
 
Erleben der Gewalt (Mehrfachnennungen enthalten):  
 
Die Folgen des Erlebens häuslicher Gewalt zwischen den Eltern sind für die Kinder bis ins spätere 
Erwachsenenalter spürbar und prägen ein Leben lang. Eine tiefgreifende Störung der kindgerechten 
Entwicklung und damit eine Gefährdung des Kindeswohls sind in Fällen des bloßen Erlebens 
häuslicher Gewalt immer gegeben. 
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Von den vorgenannten 274 Kindern und Jugendlichen waren 25 von direkter körperlicher Gewalt 
betroffen. In 133 Fällen kann zu der Betroffenheit der Kinder keine Aussage gemacht werden, da dies 
aus der Dokumentation der Polizei nicht hervorgeht und/oder in der Beratung nicht erfragt wurde. 
 
2.4.2. Kinder- und Jugendberatung (KJB) 
2.4.2.1. Allgemeine Aussagen zur Arbeit der KJB 

Der Tätigkeitsbereich der Kinder- und Jugendberatung umfasst folgende Schwerpunkte: 

 

 - Unterstützung der Kinder zum Schutz vor weiterer Gewalt 

 - Psychosoziale Beratung der Kinder 

 - Arbeit mit den Eltern 

 - Vermittlung an und Kooperation mit weiterführenden Helfern. 

 

Auch die Kinder- und Jugendberaterin nimmt pro-aktiv Kontakt zu den betroffenen Familien auf.  

In dem ersten Gespräch wird das Hilfeangebot vorgestellt und dessen Auftrag gemeinsam mit dem 

sorgeberechtigten Elternteil konkretisiert.  

Inhalte sind: 

 

- die Sensibilisierung für die Bedürfnisse und Interessen der Kinder,  

- die Thematisierung der Auswirkungen und Folgen der Gewalt auf die Kinder, 

- Informationen über Hilfemöglichkeiten und Abklären eines eventuellen Hilfebedarfes sowie 

- die Entscheidung darüber, mit welchen Kindern die Beraterin arbeiten wird.  

 

Das Einverständnis der erwachsenen Opfer (bzw. der Personensorgeberechtigten), der Kinder und 

der Jugendlichen selbst ist Voraussetzung für die weitere Beratung. 

 

Einen Schwerpunkt der Kinder- und Jugendberatung bildet die direkte Beratungsarbeit mit den 
Kindern und Jugendlichen.  
In der direkten Beratungsarbeit geht es um die Unterstützung der betroffenen Kinder und 

Jugendlichen durch: 

 

- die Verbesserung des Schutzes vor weiterer Gewalt,  

- das Erstellen von individuellen und altersgerechten Sicherheitsplänen,  

- das Trainieren und Üben von Abläufen, 

- kindgerechte Informationen und Aufklärung über die gesetzlichen Schutzmöglichkeiten,  

- die Bestärkung des Kindes darin, dass es um Hilfe bitten darf und dass es nicht für die  

  Sicherheit der Mutter verantwortlich ist sowie  

- die Enttabuisierung des Themas Gewalt innerhalb der Familie.  

 

In weiteren Beratungen mit den Kindern werden Möglichkeiten der Verarbeitung  der 

Gewalterfahrungen angeregt wie: 

 

- das Thematisieren, dass Gewalt in der Familie erhebliche Auswirkungen auf die betroffenen   

     Kinder haben kann und Kinder keine Schuld haben, wenn Erwachsene sich so verhalten, 

- die Stärkung der Selbstwahrnehmung und des Selbstwertgefühls,   

  - das Erkennen und Äußern eigener Gefühle und Bedürfnisse,  

- das Erarbeiten und Trainieren gewaltfreier Konfliktlösungen sowie 

- die Vermittlung von Strategien zum Abbau von Wut und Aggression. 

 
2.4.2.2. Statistische Erfassung der Arbeit der KJB 

In 83 von 172 Familien (48%) wurde das Angebot der Kinder- und Jugendberatung unterbreitet. Das 

bedeutet, dass 52 % der Familien nicht über die Möglichkeit der KJB informiert wurden. Gründe dafür 

sind:  
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-die Kinder sind für die Beratung zu jung, 

-es sind bereits andere Hilfen in den Familien vorhanden oder 

-die gewaltbetroffenen Erwachsenen wurden nicht erreicht.  

 

35 Sorgeberechtigte (42 %) entschieden sich dafür, das Hilfsangebot der KJB anzunehmen und 

wurden von der Kinder- und Jugendberaterin mit ihren in diesen Familien lebenden 57 Kindern 

beraten.  

 
Fallzahlen KJB: 
 

 

 

Gesamtfallzahlen KJB (n=35) nach Polizeirevieren: 

  

 

 

Den zahlenmäßig größten Anteil der im Rahmen der KJB beratenen Familien bildete der Bereich des 

Polizeireviers Stralsund. Dies entspricht auch der örtlichen Verteilung der Gesamtfallzahlen (siehe 

Erläuterungen Punkt 2.1). 
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Dauer KJB: 
 

 
 
Die Dauer der Beratungsarbeit der KJB variierte je nach Notwendigkeit zwischen sehr kurzer 
Beratungsdauer (1-4 Wochen) bis hin zu längeren Zeiträumen über 24 Wochen. 
 
Verteilung  der Beratungen (n=353): 
 

 
 
Den größten Anteil der Tätigkeit der KJB bildete die Beratung der sorgeberechtigen Mütter (47 %) und 
trägt damit der Tatsache Rechnung, dass Veränderungen für die Kinder nur durch die Erwachsenen in 
die Wege geleitet werden können. Im Vergleich mit den Vorjahreszahlen fällt dabei auf, dass trotz der 
gesunkenen Anzahl der bearbeiteten Fälle, die Anzahl der Beratungen der Mütter gestiegen ist. Dies 
ist ein Anzeichen dafür, dass die Kinder-und Jugendberaterin die sorgeberechtigten Mütter vermehrt  
am Beratungsprozess beteiligt. 
  
Die direkte Beratung der Kinder und Jugendlichen (33%) bildete den zweiten Schwerpunkt. Ein 
verschwindend kleiner Teil (1,7%) machte die Beratung der Väter aus. Hier sind wir noch auf dem 
Weg Konzepte zu entwickeln, insbesondere die gewaltausübenden Väter im Rahmen täterbezogener 
Interventionen in die Verantwortung zu nehmen, ohne die Kinder und Jugendlichen oder die 
gewaltbetroffenen Elternteile und uns als Beraterinnen zu gefährden. 
Kooperationsgespräche bildeten 18,3% der Beratungsarbeit und verdeutlichen die fallbezogene 
Vernetzung mit den verschiedenen Kooperationspartnern (Jugendamt, Jugendhilfeträger, Polizei, 
Therapeuten).    
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3. Kooperation und Vernetzung 

 

Alle staatlichen und nicht staatlichen Institutionen, die direkt oder indirekt mit den Folgen häuslicher 

Gewalt befasst sind, werden durch die Interventionsstelle im Sinne des optimalen Opferschutzes in die 

Kooperation eingebunden.  

 

Wichtige Partner der Interventionsstelle und unverzichtbare und ergänzende Glieder der 
funktionierenden Interventionskette der Region sind neben der Polizei u. a.: die Kontakt- und 
Beratungsstelle Rügen, Frauenschutzhäuser, die Beratungsstelle gegen sexualisierte Gewalt Bergen, 
Schwangerschaftsberatungsstellen, Erziehungs-, Familien- und Lebensberatungsstellen, 
RechtsanwältInnen und die Staatsanwältin, die Jugendämter, die Gleichstellungsbeauftragten und die 
MitarbeiterInnen des Weißen Ring e. V..  
 

Die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle sind regelmäßiges Mitglied der in der Region bestehenden 

Arbeitskreise: Regionalverbund, Häusliche Gewalt und sexueller Missbrauch (Rügen), 

Trennung/Scheidung (Rügen) und Frauenpolitischer Runder Tisch (Stralsund) dienten unter unserer 

themenspezifischen Teilnahme dem Erfahrungsaustausch und der gegenseitigen Information, 

beleuchteten u. a. Gewaltthemen unter verschiedenen Aspekten und bereiteten die Antigewaltwoche 

vor. 

Das Erleben elterlicher Partnerschaftsgewalt stellt eine immer wieder wissenschaftlich begründete 

Gefährdung des Kindeswohls dar. Aus diesem Blickwinkel heraus nutzten wir auch 2010 die 

Möglichkeit, Kooperationsgespräche mit den Jugendämtern Stralsund und Nordvorpommern zu 

führen, um auch immer wieder eine Akzeptanz der unterschiedlichen Arbeitsansätze deutlich zu 

machen und eine gute Basis für eine Zusammenarbeit im Sinne des Opferschutzes zu schaffen.  

Die Interventionsstelle Stralsund ist Mitglied der Landesarbeitsgemeinschaft der Interventionsstellen 

M-V (LAG IST).  Die 6wöchentlich stattfindenden Treffen in Schwerin dienen dem Erfahrungs- und 

Informationsaustausch und bündeln landesweite gemeinsame Aktionen. 

Darüber hinaus nahmen die Mitarbeiterinnen an den 2mal jährlich stattfindenden interdisziplinären 

Erfahrungsaustauschen teil. Im Rahmen dieser Veranstaltungen trafen sich Vertreterinnen der 

Interventionsstellen des Landes, die Landeskoordinierung CORA, VertreterInnen des 

Justizministeriums, VertreterInnen des Innenministeriums, VertreterInnen der einzelnen 

Polizeidirektionen, Vertreterinnen der Staatsanwaltschaften des Landes und der Staatskanzlei, um 

sich über Probleme, Erkenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiet der Bekämpfung/Eindämmung 

häuslicher Gewalt in M-V auszutauschen. 

 

Kooperation mit der Justiz 

Mit der Sonderdezernentin des Dezernats Häusliche Gewalt und Stalking der Staatsanwaltschaft 
Stralsund, Frau Ute Kampen, wurden gemeinsam mit der Interventionsstelle Anklam Gespräche zur 
Optimierung des Opferschutzes und der Kooperation geführt. Hauptaugenmerk lag 2010 auf der 
Anwendung des § 238 StGB. Die Belange der Interventionsstelle sowie Kooperationsmöglichkeiten 
wurden am Amtsgericht Stralsund mit der Familienrichterin Frau Gerdts besprochen. 
 

Kooperation mit der Polizei 

Neben der regelmäßigen fallbezogenen Zusammenarbeit mit den Beamten der Polizei gab es 

Revierleitergespräche in Grimmen, Stralsund und in Sassnitz. 

 

Kooperation mit dem Jugendamt 

Das Team der Interventionsstelle stellte sich auf Einladung des Jugendamtes Stralsund den kritischen 

Fragen von Jugendamts- und Sachgebietsleitung, um beidseitig nach gemeinsamen Schnittstellen 

und Kooperationsmöglichkeiten zu schauen. Ebenso gab es Gespräche mit der Jugendamtsleiterin 

und dem Sachgebietsleiter des Jugendamtes Nordvorpommern, um nochmals auf die besondere 

Situation der Kinder und Jugendlichen der von partnerschaftlicher Gewalt Betroffenen aufmerksam zu 

machen. Hierbei wurde deutlich, dass ein in Zusammenarbeit mit dem Landesjugendamt speziell 

entwickelter Leitfaden für den Umgang mit Hilfen für diese Kinder unbekannt war. Ansonsten kann 
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allerdings eingeschätzt werden, dass sich die Zusammenarbeit mit den SachbearbeiterInnen des 

Jugendamtes Nordvorpommern positiv entwickelt hat.    

Kooperation mit dem Gesundheitswesen 
Im September führten wir ein Kooperationsgespräch mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie Stralsund 
bzgl. der Beteiligung der Interventionsstelle an den Gemeindepsychiatrischen Wochen in Stralsund. 
Im Rahmen der Abschlussveranstaltung dieser Veranstaltung haben wir am 12.11. im Rathaus unsere  
Kampagne „Der richtige Standpunkt: Gegen Gewalt“ ausgestellt und hatten gleichzeitig Gelegenheit, 
gemeinsam mit dem Gewaltberater aus Greifswald diese Standpunkte zu vertreten. 
Regelmäßige Treffen gibt es mittlerweile auch mit dem Team der Kinder- und Jugendpsychiatrie des 
Klinikums Stralsund. 
Nach einer Anfrage aus der Notaufnahme Stralsund, wie im Falle HG zu handeln sei, wurden im 

Krankenhaus in der Notaufnahme, der Gynäkologischen Station und in der Chirurgie die Leitfäden für 

die medizinische Praxis verteilt.                  

Vernetzung 

Im Mai 2010 nahmen alle Mitarbeiterinnen an der 3tätigen Klausurtagung der 

Landesarbeitsgemeinschaft der Interventionsstellen in Lubmin teil.  

Im Juni nahmen wir am 15. Internationalen Netzwerktreffen in Wien teil, wo es um das Thema 
europäischer Schutzanordnungen ging. 
Auch auf dem 2tägigen 3. Bundesweiten Vernetzungstreffen der Sozialpädagogischen 

Prozessbegleiterinnen für verletzte Zeuginnen und Zeugen im Strafverfahren in Hannover waren wir 

wieder vertreten. 

Im Dezember hatten wir Gelegenheit am Nationalen Treffen der Interventionsstellen in Hamburg 

teilzunehmen, auf dem deutlich wurde, dass die Bedingungen der Interventionsstellen in den 

Bundesländern sehr unterschiedlich und wir, bis auf den Bereich Täterarbeit, „Vorreiterinnen“ sind. 

 

 

4. Öffentlichkeitsarbeit und Fortbildung 

 

Ein Schwerpunkt der umfangreichen Öffentlichkeitsarbeit lag auch im Jahre 2010 in der 

Sensibilisierung einer breiten Öffentlichkeit für Hintergründe von Häuslicher Gewalt und Stalking. Ein 

weiterer Schwerpunkt wurde auf die Fortbildungsarbeit für verschiedenste Professionen zu Hilfe- und 

Unterstützungsmöglichkeiten sowie eigener Ressourcensicherung gelegt.  

Im ersten Halbjahr konnten wir Fortbildungen im Kriminalkommissariat Stralsund  zu den rechtlichen 

Voraussetzungen des § 238 StGB (Nachstellung) und Polizeischulungen im Revier  Stralsund zum 

Thema Häusliche Gewalt anbieten.  

Im Netzwerk „Frühe Hilfen“ Nordvorpommern, in der Beratungsstelle der Arbeiterwohlfahrt Rügen  

sowie in der Evangelischen Beratungsstelle hatten wir Gelegenheit, unsere Arbeit vorzustellen. 

Insbesondere ging es dabei um die Besonderheiten unseres Beratungsansatzes (pro-aktiv und 

parteilich) sowie um den Austausch über Schnittstellen unserer Arbeit. Im Rahmen des 

Pflegeelternkurses konnten wir in Kooperation mit dem Kreisdiakonischen Werk Stralsund eine 

Abendveranstaltung zum Thema Häusliche Gewalt gestalten. Auf Initiative des Jugendamtes 

Nordvorpommern hatten wir Gelegenheit, zum Thema „Erleben häuslicher Gewalt - Kurz- und 

langfristige Auswirkungen auf die Kinder“ ins Gespräch zu kommen.       

Im Mai hatten wir die Möglichkeit, auf dem Ausschuss für Familie, Sicherheit und Gleichstellung der 

Hansestadt Stralsund unseren Jahresbericht 2009 vorzustellen und mit den Mitgliedern zu diskutieren.  

Auf dem Fachtag „Frühe Hilfen – hilfreich bei häuslicher Gewalt?“ in Kassel konnten wir einen Vortrag 

über die Arbeit der Interventionsstellen in Mecklenburg-Vorpommern halten: mit Interesse wurden 

unsere Erfahrungen von den TeilnehmerInnen aus den verschiedenen Bundesländern angehört und 

diskutiert.  
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Fachtage  

Auf dem 2tägigen Deutschen Präventionstag in Berlin konnten wir uns über bundesweite Hilfs- und 

Unterstützungsangebote informieren. Der im September stattfindende Fachtag Stalking in Schwerin 

war eine gute Möglichkeit, mit anderen Professionen wie Staatsanwaltschaft, Polizei etc. ins Gespräch 

zu kommen. 

 

Intern 

Es fanden monatliche Leitungsberatungen in Rostock und wöchentliche Teamsitzungen sowie 

vierteljährliche Teamsupervisionen in Stralsund statt. Im Juni gestalteten die Mitarbeiterinnen der 

Interventionsstelle Stralsund ein trägerinternes Fachteam zum Thema Stalking.  

Antigewaltwoche 

Im Rahmen der jährlich stattfindenden landesweiten Eröffnungsveranstaltung zur Antigewaltwoche 

nahmen wir in Greifswald an einem Fachtag zum Thema „Rechtsmedizin“ teil. Die regionale Eröffnung 

der Antigewaltwoche fand am 19.11. in Bergen auf der Insel Rügen  mit einem durch den Arbeitskreis 

Trennung/Scheidung  organisierten Fachtag zum Thema „Wo ist eigentlich mein Zuhause? - Kinder 

zwischen mehreren Familien“ statt. Am Fachgespräch in Stralsund zum Thema „Zwangsprostitution“ 

nahmen wir teil und eine Informationsveranstaltung des Weißen Ringes in Grimmen zur Förderung 

des Opferschutzgedankens wurde ebenfalls durch uns besucht. Wie in jedem Jahr beteiligten sich die 

Mitarbeiterinnen an den Veranstaltungen „Ein Licht für jede Frau“ in Bergen und in Stralsund.  

           

 

5. Dokumentation und statistische Erfassung 

 

Seit Beginn im Jahre 2001 führt die Interventionsstelle Stralsund eine anonymisierte Statistik des 

Beratungsarbeitsanteils.  

Dazu werden von jedem Opfer Angaben zu Erstkontakt, Beratungsverlauf, Weitervermittlungen, 

Maßnahmen der Polizei und zivilrechtlichen Schutzmaßnahmen erstellt. Schließlich können durch die 

Erfassung Aussagen zur Beantragung zivilrechtlicher Schutzanordnungen nach dem 

Gewaltschutzgesetz oder dem Bürgerlichen Gesetzbuch getätigt werden. 

 

Die anonymisierten Daten werden quartalsweise an die Landeskoordinierungsstelle CORA nach 

Rostock gesandt. Diese fasst die landesweit erhobenen Daten zusammen und wertet sie aus. Die so 

gefertigten Datensammlungen werden von der Landeskoordinierungsstelle CORA an die 

Parlamentarische Staaatssekretärin für Frauen- und Gleichstellung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern übergeben.  

Das nachfolgende Diagramm zeigt die landesweite Entwicklung der Fallzahlen seit Einrichtung der 

Interventionsstellen in Mecklenburg-Vorpommern und spezifischen Datenerhebung: 
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5.1. Opferspezifika 

Nachfolgend seien nähere Angaben zur Opferspezifika erwähnt. Zur Vergegenwärtigung sei nochmals 

angemerkt, dass der Interventionsstelle Stralsund im Jahr 2010 insgesamt 372 Fälle häuslicher 

Gewalt bekannt wurden. Davon kamen 311 über die Polizei und 61 Betroffene kamen von sich aus in 

die Interventionsstelle. 

Die meisten der 372 bekannt gewordenen Opfer waren weiblich (88,4 %), deutsch (93,8 %), zwischen 

18 und 40 (58,9 %), hatten Einkünfte aus Lohn und Gehalt (21,2 %), bezogen Arbeitslosengeld I oder 

Arbeitslosengeld  II (17,2 %) oder  Rente (5,4 %). Da allerdings bei 187 Betroffenen (= 50,3 %) die 

Einkommensverhältnisse unbekannt geblieben sind, lassen sich eindeutige Aussagen zur 

Abhängigkeit des Gewalterlebens von der Einkommenssituation nicht treffen. Die Zahlen uns bekannt 

gewordener Fälle belegen wieder einmal, dass die Gewalt zu Hause keinen Unterschied zwischen 

sozialer Schicht und Bildungsstand macht – jede(r) kann betroffen sein. 

Die eben zusammengefassten Spezifika lassen sich wie folgt darstellen: 

 

Geschlecht: 

     

 

 

Alter:  
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Die unbekannte Größe kommt zustande, da uns von den SelbstmelderInnen nicht zwangsläufig das 

Alter bekannt ist und auch nicht vorrangig erfragt wird. Werden uns Jugendliche Opfer unter 18 Jahren 

gemeldet, nehmen wir keinen Kontakt zu dem Opfer auf, da hier ordinär das Jugendamt zuständig ist. 

 

Einkommen: 

 

 
 

Einkünfte der KlientInnen unter „anderes“ waren Unterhalt, Eltern- oder Krankengeld.  

 

Nationalität: 

 

 
 

Die Ausländer kamen aus Vietnam, Großbritannien und Niederlanden. 

 

5.2. Täterspezifika 

Der „durchschnittliche Täter“  war deutsch (94,4 %), männlich (92,2 %) und zwischen 28 und 40 Jahre 

alt (33,9 %).  Bei den Tätern lag der Anteil unbekannter Einkommensverhältnisse mit 218 von 372 

noch über dem der Opfer, so dass sich auch hier keine zuverlässigen Aussagen über die 

tatsächlichen Einkommenskonstellationen treffen lassen. 

 

Geschlecht: 
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Alter:   

  

 

 

Einkommen: 

 

 

 

Nationalität: 

 

 
 

Die TäterInnen kamen aus Vietnam, Serbien, Aserbaidschan und der Türkei.  
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5.3. Verhältnis von Täter und Opfer (n = 372) 

Nachfolgend wird dargestellt, in welcher Beziehung Opfer und Täter zueinander standen.  

 

 
 
Wie auch in den Jahren zuvor wurden die meisten Betroffenen,  83,9 %, (2009 waren es 81 %)  durch 
den aktuellen (55,6 %) oder früheren Beziehungspartner (28,3 %)  misshandelt. 
Bei den unter „anderes“ geführten handelt es sich um Täter Stiefvater/Opfer Stiefsohn; Täter 

Lebensgefährte der Mutter; Täter Enkel/ Opfer Großvater/-mutter; Täter Expartner der Mutter; 

männliche Geschwister.  

 

5.4. Auswertung Polizei (n = 311) 

311 Betroffene  wurden der Interventionsstelle durch die Polizei gemeldet. In der Polizeidirektion 

Stralsund sind die Polizeireviere Barth, Bergen, Grimmen, Ribnitz-Damgarten, Saßnitz und Stralsund 

zusammengefasst.  

 

 
 

Schließlich wurden auch 2010 die polizeilichen Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung 

statistisch erhoben. In 144 der 311 (= 46,3 %) durch die Polizei gemeldeten Fällen wurden zum 

Schutz der Opfer gefahrenabwehrrechtliche Maßnahmen nach dem SOG M-V wie Wegweisung, 

Betretungsverbot und Aufenthaltsverbot getroffen.  
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Wurden im Jahre 2003 im Rahmen der Polizeieinsätze noch in 71,4 % der Fälle Maßnahmen im 

Rahmen der Gefahrenabwehr zum Schutze der Opfer wie Wegweisung, Betretungsverbot und 

Aufenthaltsverbot getroffen, lag der prozentuale Anteil dieser Schutzmaßnahmen im Berichtszeitraum 

2010 bei 46,3 %. Diese Entwicklung ist aus unserer Sicht darauf zurück zu führen, dass die 

Datenweitergabe an die Interventionsstelle im Rahmen der Gefahrenabwehr zunehmend auch dann 

erfolgte, wenn nach einem Polizeieinsatz oder einer Anzeige keine Maßnahmen zum Schutz der Opfer 

getroffen wurden. Diese Vermutung liegt auch nahe, wenn man sich die Grafik zu den 

Polizeieinsätzen betrachtet und dabei festgestellt werden kann, dass diese konstant steigend ausfällt. 
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6. Fazit und Ausblick 

 

Die vorstehenden Ausführungen belegen, dass die Interventionsstelle mit ihrem pro-aktiven, 

parteilichen, vertraulichen und kostenlosen Beratungsansatz den Bedürfnissen vieler von Gewalt 

betroffenen Frauen und Männer gerecht wird. 

Ähnlich wie in den vorangegangenen Jahren ist auch für das Jahr 2010 ersichtlich, dass die 

telefonische Kontaktaufnahme grundsätzlich das geeignetste Mittel darstellt, um den Kontakt zum 

Opfer herzustellen. Die Tatsache, dass ein schriftlich unterbreitetes Beratungsangebot oftmals nicht 

angenommen wurde stützt die zentralen Ergebnisse der Gruppendiskussion zum Hilfe- und 

Unterstützungsbedarf gewaltbetroffener Frauen der repräsentativen Untersuchung aus dem Jahre 

2004
15

, dass innere und äußere Hindernisse einer selbständigen Unterstützungssuche 

entgegenstehen. Bestimmte Beziehungsmuster, die sich an traditionellen Beziehungskonzepten 

orientieren, Aspekte weiblicher Selbstaufgabe, Beschränkungen der Unabhängigkeit der Frau durch 

den Partner, Schuldzuweisungen für die Gewalt durch den Partner und damit einhergehende 

Verantwortungsübernahme durch die Frau hindern eine Kontaktaufnahme ebenso wie die 

Bedrohlichkeit des Täters, seine extreme Kontrolle und die soziale Isolation der Frau.  

Einige Opfer verleugnen, dass ihnen Gewalt angetan wird. Sie haben Schwierigkeiten, sich selbst 

gegenüber einzugestehen, dass diese Gewalt nichts mit Liebe zu tun hat. Im Zusammenhang mit 

Gewalt und Isolation schildern einige Teilnehmerinnen der Gruppendiskussion, wie es ihnen auf 

Grund von Identifikation mit dem Täter schwer gefallen sei, die Perspektive zu wechseln und eine 

Alternative zur gewaltförmigen Beziehung zu sehen. Die Frauen wenden sich zum Teil aus Angst nicht 

an Unterstützungsangebote
16

.  

 

2010 konnten wieder mehr KlientInnen erreicht werden als im Vorjahr. Dies zeigt deutlich, 

dass die konstante Besetzung der Beratungsstelle durch beide Mitarbeiterinnen sich positiv 

auf die Beratungsquantität auswirkt (im Vorjahr deckte eine Mitarbeiterin für 4 Monaten 

alleine den Beratungsbedarf ab). Allerdings war ein aufsuchender Erstkontakt ohne 

vorherige Terminabsprache aufgrund des hohen Fallaufkommens nur selten leistbar.  

Gegebenenfalls notwendige Begleitungen mussten schon mal wegfallen, damit Zeit für den 

Erstkontakt bleibt. Laut Polizeistatistik sind ein Drittel der Täter Wiederholungstäter. Ursache für die 

hohe Zahl der Wiederholungen kann unter anderem sein, dass Opfer nicht erreicht wurden und somit 

auch nicht mit den Unterstützungsmöglichkeiten vertraut sind. Nur durch eine Erhöhung des 

Arbeitsstundenvolumens kann zukünftig gewährleistet werden, Beratungsstandards 

aufrechtzuerhalten. Nur so kann sichergestellt werden, dass die Einrichtung ihren Arbeitsauftrag unter 

Berücksichtigung aller beteiligten Interessen qualifiziert erfüllt, da dann erforderliche Ressourcen nicht 

nur für den Erstkontakt sondern auch für die Kooperationsarbeit, insbesondere mit der Polizei, 

vorhanden wären. 

 

Durch Beratung und Fortbildung der MitarbeiterInnen der mit häuslicher Gewalt befassten Institutionen 

und durch Öffentlichkeitsarbeit gegen häusliche Gewalt tragen wir zur Sensibilisierung für dieses 

Gewaltfeld bei. 

Eine wichtige Aufgabe der Interventionsstelle besteht dabei nach wie vor darin, die Betroffenheit von 

Kindern und Jugendlichen durch die elterliche Partnerschaftsgewalt und deren Folgen für die kindliche 

Entwicklung herauszustellen. Die Zusammenarbeit der Kinder- und Jugendberatung mit der 

Jugendhilfe wurde weiter intensiviert. Häusliche Gewalt bildet ein sehr spezielles Thema neben 

anderen möglichen Problemkonstellationen, mit denen sich Helfer beschäftigen müssen. Es bleibt 

weiterhin unsere Aufgabe, Schulungen anzubieten, Öffentlichkeitsarbeit zu leisten und Kooperationen 

voranzutreiben.  

 

Die Kinder-und Jugendberatung hat sich zu einem wichtigen Beratungssegment entwickelt. Den 

größten Anteil der Tätigkeit der KJB im Berichtszeitraum bildete neben der direkten Beratung der 

                                                
15

 siehe Fußnote 9 
16

 siehe Fußnote 9 
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Kinder- und Jugendlichen die Beratung der sorgeberechtigen Mütter und trägt damit der Tatsache 

Rechnung, dass Veränderungen für die Kinder nur durch die Erwachsenen in die Wege geleitet 

werden können. Im Rahmen der Erfahrung nach 2 ½ Jahren Kinder- und Jugendberatung zeigt sich, 

dass die altersgerechte Information der Kinder und Jugendlichen eine wichtige Notwendigkeit darstellt, 

die sorgsam mit den gewaltbetroffenen Elternteilen vor- und nachbereitet werden muss. Inwieweit eine 

hilfreiche Beratung der Kinder-und Jugendlichen möglich ist, wenn die Gewalt zwischen den Eltern 

fortgeführt wird, bedarf in jedem Einzelfall einer gesonderten Abwägung.  

 

An erste Versuche aus dem Jahr 2010, auch das Gesundheitswesen für das Thema Häusliche Gewalt 

aufzuschließen, werden wir 2011 anknüpfen. Angedacht ist die Einbeziehung des Gesundheitsamtes 

in einen Regionalen Arbeitskreis und die Vorstellung der Arbeit der Interventionsstelle auf einem 

Ärztestammtisch. 

 

Wichtigster Kooperationspartner für die Interventionsstelle ist nach wie vor die Polizei. Eine von 

Akzeptanz und gegenseitiger Wertschätzung  geprägte  Kooperation entspricht dem Interesse eines 

wirkungsvollen Opferschutzes.  

Aus unserer Sicht hat ein Umdenken zum Thema der häuslichen Gewalt auch bei der Polizei 

stattgefunden. Dass das Thema mittlerweile Bestandteil der Ausbildung ist, lässt bei vielen 

PolizeibeamtInnen ein Selbstverständnis aufkommen, das es ihnen ermöglicht, die Opfer mit ihrer 

Angst ernst zu nehmen. Aus dieser Erfahrung heraus fällt es den Opfern dann auch leichter, sich unter 

Umständen in einer Notsituation  erneut an die Polizei zu wenden.  

Deshalb werden die 2010 begonnenen Kooperationstreffen mit den Revierleitern auch 2011 

fortgesetzt und auf das Kriminalkommissariat und die Polizeiinspektion erweitert. Aufgabe ist neben 

einer guten Vernetzung und dem Ausbau persönlicher Kontakte die verstärkte Sicht auf die Belange 

der Opfer. Weiterhin muss verstärkt darauf gedrängt werden, das hoch angesiedelte polizeiinterne 

Controlling wieder zu einer Selbstverständlichkeit werden zu lassen, damit jedem Opfer von 

Häuslicher Gewalt Unterstützung angeboten werden kann und sich kein Opfer selbst überlassen 

bleibt. 

Das 10jährige Bestehen der Interventionsstelle Stralsund und 10 Jahre Sicherheits- und 

Ordnungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (in Kraft seit 30. 10.2001 vgl. GS M/V Gl. Nr. 2011 – 1), 

insbesondere § 52 Abs. 2 u. 3 sowie § 41 Abs. 1 SOG M-V werden 2011 Anlass sein, gemeinsam mit 

der Polizei auf die gewachsenen Zusammenarbeit in der Öffentlichkeit hinzuweisen. 

Auch 2011 beteiligen sich die Mitarbeiterinnen der Interventionsstelle Stralsund an der 

Konzeptüberarbeitung der Interventionsstellen des Landes. 

Vorrangige Aufgabe 2011 wird es sein, die neue Mitarbeiterin, Friederike Kellotat in das Thema und in 

das Team der Interventionsstelle einzuarbeiten.  
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